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Entscheidungsdatum

23.06.2022
Norm

B-VG Art133 Abs4

HSG 2014 §53

VWGG 8§33 Abs1

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §31 Abs1

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. HSG 2014 § 53 heute

2. HSG 2014 § 53 gultig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 77/2021

3. HSG 2014 § 53 gultig von 16.11.2016 bis 30.06.2021zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 97/2016

4. HSG 2014 § 53 giiltig von 01.10.2014 bis 15.11.2016

1. VWGG 8 33 heute

2. VwGG § 33 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021

3. VwGG § 33 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

4. VwGG 8 33 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

5. VwWGG 8§ 33 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008

6. VWGG § 33 gliltig von 05.01.1985 bis 30.06.2008

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VwWGVG 8 31 heute
2. VWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch

’

W129 2227270-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschlie3t durch den Richter MMag. DDr. Markus GERHOLD Uber die Beschwerde von
XXXX als Zustellungsbevollmachtigte der wahlwerbenden Gruppe XXXX gegen den Bescheid der Bundesministerin fur
Bildung, = Wissenschaft  und Forschung  vom 17.09.2019,  ZI BMBWEF-52.520/0031/1V/9/2019: Das
Bundesverwaltungsgericht beschlieBt durch den Richter MMag. DDr. Markus GERHOLD (Uber die Beschwerde von
romisch 40 als Zustellungsbevollmachtigte der wahlwerbenden Gruppe romisch 40 gegen den Bescheid der
Bundesministerin fur Bildung, Wissenschaft und Forschung vom 17.09.2019, ZI. BMBWF-52.520/0031/1V/9/2019:

A)
Die Beschwerde wird als gegenstandslos erklart und das Verfahren wird eingestellt.
B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begrindung:, Begrindung:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit gegenstandlich angefochtenen Bescheid vom 17.09.2019 wurde festgestellt, dass eine (naher bezeichnete)
Mandatszuteilung durch eine (naher genannte) Vorsitzende einer Wahlkommission gem. 8 53 Hochschulerinnen- und
Hochschulerschaftsgesetz gesetzeskonform erfolgt sei.1. Mit gegenstandlich angefochtenen Bescheid vom 17.09.2019
wurde festgestellt, dass eine (naher bezeichnete) Mandatszuteilung durch eine (ndher genannte) Vorsitzende einer
Wahlkommission gem. Paragraph 53, Hochschulerinnen- und Hochschilerschaftsgesetz gesetzeskonform erfolgt sei.

2. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefiihrerin fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde.

3. Mit Schriftsatz vom 19.12.2019, eingelangt am 09.01.2020, legte die belangte Behdrde den Verwaltungsakt dem
Bundesverwaltungsgericht vor, ohne von der Méglichkeit einer Beschwerdevorentscheidung Gebrauch zu machen.

4. Das Bundesverwaltungsgericht hielt der Beschwerdefuhrerin unter Hinweis auf den Ablauf der Funktionsperiode der
gewahlten Mandatarinnen und Mandatare die Gegenstandlosigkeit des Beschwerdeverfahrens mit Schreiben vom
18.05.2022 vor.

Der Beschwerdeflihrerin wurde die Moglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme binnen zwei Wochen ab
Zustellung eingeraumt.

5. Eine entsprechende Stellungnahme langte bis zum Datum der Beschlussfassung nicht ein.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
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Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. GemaRR Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Mangels gegenteiliger gesetzlicher Regelung liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.Gemald Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A)

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist mit der Einstellung eines
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens in sinngemaf3er Anwendung des§ 33 Abs. 1 VWGG nicht nur bei formeller
Klaglosstellung, sondern auch bei "Gegenstandslosigkeit" der Beschwerde vorzugehen.Nach der standigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist mit der Einstellung eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens in
sinngemaRer Anwendung des Paragraph 33, Absatz eins, VWGG nicht nur bei formeller Klaglosstellung, sondern auch
bei "Gegenstandslosigkeit" der Beschwerde vorzugehen.

Gegenstandslosigkeit wird angenommen, wenn durch Anderung maRgeblicher Umstinde zeitlicher, sachlicher oder
prozessualer Art das rechtliche Interesse des Beschwerdeflihrers an der Entscheidung wegfallt. Dabei ist zu beachten,
dass die gesetzlichen Bestimmungen Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit einer Partei nicht den Anspruch auf die
verwaltungsgerichtliche Feststellung der GesetzmaRigkeit von Bescheiden an sich gewahren, sondern nur einen
Anspruch auf Aufhebung gesetzwidriger Bescheide, die in die Rechtssphare der Partei eingreifen (siehe VWGH vom
28.11.2013, 2013/10/0084 samt zitierter Vorjudikatur).

Im gegenstandlichen Fall ist das rechtliche Interesse der Beschwerdefiihrerin an der Entscheidung weggefallen. Da die
zweijahrige Funktionsperiode der gewahlten Mandatarinnen und Mandatare der Hochschilerschaft abgelaufen ist,
kame der Entscheidung uber die Beschwerde nur noch theoretische Bedeutung zu. Die Rechtsstellung der
Beschwerdefiihrerin bzw. der wahlwerbenden Gruppe kdnnte sich auch bei Aufhebung des angefochtenen Bescheides
durch das Bundesverwaltungsgericht nicht verbessern, da das verfahrensgegenstandlich umstrittene Mandat
nachtraglich nicht mehr in anderer Weise zugewiesen werden kdnnte.

Zu B) (Un)Zulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Schlagworte
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